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INLAND

Wenn die Temperatu-
ren fallen, wird es Zeit,
an den Reifenwechsel
zu denken. SEITE 7

SPORT

Heute startet die NLA-
Squash-Saison: Vaduz
will es in die Play-offs
schaffen. SEITE 15
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LIECHTENSTEINER

Worldskills-Helden
werden gefeiert
Triesen. – Es ist Tradition, dass die
Worldskills-Delegation jeweils in
der Gemeinde des Gewinners
«Best of Nation» empfangen wird.
Da Sandro Ospelt aus Triesen
kommt und als Bester an der Be-
rufsweltmeisterschaft in London
abgeschnitten hat, wird die gesam-
te Delegation am Freitag in der Ge-
meinde empfangen.            SEITE 3

Nun haben die
Bürger das Wort
Vaduz. – Die ersten Stimmbürger
haben gestern die Abstimmungsun-
terlagen zum Finanzbeschluss über
den Neubau des liechtensteinischen
Landesspitals erhalten. Brieflich ab-
gegebene Stimmen müssen bis Frei-
tag, 28. Oktober, um 17 Uhr, bei der
Gemeinde eintreffen. Die Abstim-
mungslokale sind an jenem Freitag
sowie am Sonntag, 30. Oktober, ge-
öffnet. Jener Freitag wird wahr-
scheinlich der letzte sein, an dem
man persönlich an der Urne abstim-
men kann. In Zukunft soll die Ur-
nenwahl nur noch an einem Sonn-
tag möglich sein. (rb)           SEITE 5

Entwarnung in Bern
Bern. – Die Hochwasserlage an der
Aare hat sich gestern weiter ent-
schärft. Für die Bevölkerung be-
steht keine Gefahr mehr. Bundes-
rätin Doris Leuthard besuchte die
Krisengebiete.                   SEITE 14
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Das Veto von Erbprinz Alois hat
die Stimmbeteiligung gesenkt
Die von Erbprinz Alois ange-
kündigte Sanktionsverweige-
rung hat die Stimmbeteiligung
bei der Volksabstimmung über
die Fristenregelungsinitiative
«Hilfe statt Strafe» gesenkt.
Das hat eine repräsentative
Umfrage ergeben.

Von Günther Fritz

Schaan. – Mit 52,3 Prozent Nein-
Stimmen hat das Volk am 18. Septem-
ber bei einer für liechtensteinische
Verhältnisse niedrigen Stimmbeteili-
gung von 60,8 Prozent die von der Ar-
beitsgruppe Schwangerschaftskonflik-
te eingebrachte Initiative «Hilfe statt
Strafe» zur Einführung einer Fristen-
regelung nur knapp verworfen. Erb-
prinz Alois von und zu Liechtenstein
hatte schon früh im Vorfeld der Ab-
stimmung angekündigt, im Falle einer
mehrheitlichen Zustimmung des Vol-
kes der entsprechenden Gesetzesän-
derung die Sanktion zu verweigern.

Beteiligung als sinnlos erachtet
Um dem Einfluss dieser Sanktionsver-
weigerung auf den Grund zu gehen,
hat die Demokratiebewegung dem
Liechtenstein-Institut den Auftrag er-
teilt, eine telefonische Repräsentativ-
umfrage zu organisieren. Wilfried Mar-
xer, Direktor und Forschungsleiter Po-
litikwissenschaft, stellte nun gestern
im Restaurant Linde in Schaan der Öf-
fentlichkeit die Ergebnisse der vom 22.
bis 29. September vom Schweizer
Umfrageinstitut Demoscope durchge-
führten 500 Interviews vor.

In einer offen gestellten Frage, wes-
halb man an der Abstimmung nicht
teilgenommen hat, rangiert mit 29
Prozent an erster Stelle, dass man den
Termin verpasst hat, gefolgt vom Ar-
gument der Sanktionsverweigerung
des Erbprinzen (15 Prozent), dem Di-
lemma, dass man weder zustimmen
noch ablehnen wollte (12 Prozent) so-

wie dem Protest gegen die Sanktions-
verweigerung (10 Prozent).

Stimmabstinenz aus Protest
Wie Wilfried Marxer vor den Medien
weiter ausführte, wurden nach der of-
fenen Frage über die Gründe der
Nicht-Teilnahme in vorformulierten
Fragen – mit der Möglichkeit von
Mehrfachnennungen – einzelne Argu-
mente gezielt getestet. Dabei habe
sich gezeigt, dass bei 56 Prozent die
Behindertenfrage eine bedeutende
Rolle gespielt hat. Im Laufe der öffent-
lichen Debatte trat nämlich immer
stärker die Problematik des unbefris-
teten Spätabbruchs einer Schwanger-
schaft im Falle einer Behinderung des
Ungeborenen in den Vordergrund. Die
eigentliche Fristenregelung stand bald

nicht mehr im Fokus der Diskussion.
Gemäss Umfrageergebnis waren viele
Stimmberechtigte in einem Dilemma,
da sie der Vorlage weder zustimmen
konnten noch sie gänzlich ablehnen
wollten (50 Prozent). Auch die ange-
kündigte Sanktionsverweigerung des
Erbprinzen wird von vielen als Argu-
ment für die Stimmabstinenz ange-
führt (47 Prozent), wobei 35 Prozent
ihre Stimmabstinenz auch als Protest
gegen die Sanktionsverweigerung auf-
fassen. 

Ohne Behindertenfrage ein Ja
«Ohne die Behindertenthematik wäre
die Stimmbeteiligung höher gewesen,
viele hätten statt mit Nein mit Ja ge-
stimmt, aus ungültigen Stimmen wä-
ren tendenziell eher Ja- als Nein-Stim-

men geworden, und die zusätzlich an
der Abstimmung Teilnehmenden hät-
ten ebenfalls eher mit Ja als mit Nein
gestimmt», führte Wilfried Marxer zu
den Umfrageergebnissen weiter aus.
Eine entsprechende Vorlage mit der
Beschränkung auf eine generelle Fris-
tenlösung ohne Sonderbestimmungen
für Behinderte hätte daher mit hoher
Wahrscheinlichkeit eine deutliche
Mehrheit in einer Volksabstimmung
gefunden. Die angekündigte Sankti-
onsverweigerung des Erbprinzen ha-
be zwar zu einer eher schwachen
Stimmbeteiligung beigetragen, beton-
te Wilfried Marxer, der Stimment-
scheid selbst sei dagegen vornehmlich
aufgrund von persönlichen Einstellun-
gen gegenüber der Vorlage getroffen
worden.                                  SEITE 3

Stellten in der «Linde» in Schaan die Ergebnisse der repräsentativen Umfrage vor: Karin Jenny, Vorstandsmitglied der 
Demokratiebewegung, Wilfried Marxer, Direktor des Liechtenstein-Instituts und Jochen Hadermann, Präsident der Demo-
kratiebewegung (v. l.). Bild sdb

«Es darf kein Regulierungsgefälle geben»
Heute erscheint in der «Zeit»
ein Interview mit Regierungs-
chef Klaus Tschütscher. Darin
erklärt er, dass Liechtenstein
eine Abgeltungssteuer für deut-
sches Schwarzgeld möchte.

Vaduz/Berlin. – Liechtenstein ver-
handelt mit dem deutschen Bundesfi-
nanzministerium über eine Abgel-
tungssteuer nach Schweizer Modell.
Das Land will ein Abkommen, das
zeitgleich in Kraft tritt mit dem Ver-
trag zwischen der Schweiz und

Deutschland. «Es ist wichtig, dass kein
Regulierungsgefälle zwischen Liech-
tenstein und der Schweiz entsteht»,
sagte der Liechtensteiner Regierungs-
chef Klaus Tschütscher in einem Inter-
view in der «Zeit», das heute er-
scheint. «Liechtenstein soll in keiner
Weise Profiteur einer deutsch-
schweizerischen Regelung sein», sag-
te Tschütscher weiter. «Wir wollen
nicht, dass Gelder zwischen beiden
Ländern verschoben werden.»
Tschütscher rechnet mit einer baldi-
gen Einigung mit Deutschland. Die
Diskussionen mit dem Bundesfinanz-

ministerium liefen seit 2009. «Wir ha-
ben von Anfang an eine Lösung auf
der Basis eines Abgeltungssteuermo-
dells vorgeschlagen», erklärte der Re-
gierungschef der «Zeit». Das Abkom-
men Deutschlands mit der Schweiz
soll am 1. Januar 2013 in Kraft treten.
Allerdings gibt es dagegen vor allem
aus Reihen der deutschen SPD hefti-
gen Widerstand. Das Vertragswerk
sieht eine anonyme Quellensteuer auf
Vermögen deutscher Kunden bei
Schweizer Banken vor. Zudem wurde
eine strafbefreite Nachversteuerung
von Schwarzgeld ausgehandelt. (sda)

Einigung auf
Gefangenenaustausch
Tel Aviv. – Israel will die Namen von
mehreren Hundert Palästinensern, die
für die Freilassung des entführten is-
raelischen Soldaten Gilad Schalit auf
freien Fuss gesetzt werden sollen, am
Sonntag veröffentlichen. Das teilte
der Sprecher von Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu am Mittwoch via
Twitter mit. Danach hätten die Bürger
48 Stunden Zeit, gegen die geplante
Freilassung einzelner Palästinenser
Einspruch zu erheben, berichtete die
Zeitung «Jediot Achronot» unter Be-
rufung auf Informationen aus dem
Justizministerium.                 SEITE 11


